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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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B:	 Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

113	� Bekanntmachung:  
�26. Änderung des Regionalplans Münsterland  
Festlegung eines Allgemeinen Siedlungsbereichs 
(ASB) für eine Zentrale Unterbringungseinrich-
tung (ZUE) auf dem Gebiet der Stadt Münster

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 30. April 2020 
32.01.02.26	

Die 26. Änderung des Regionalplans Münsterland um-
fasst die Festlegung eines Allgemeinen Siedlungsbereiches 
(ASB) östlich des Dortmund-Ems-Kanals / nördlich der 
Warendorfer Straße. Hauptauslöser dieses Änderungsver-
fahrens ist die Verlagerung der Zentralen Unterbringungs-
einrichtung für Flüchtlinge (ZUE) vom Gelände der ehe-
maligen York-Kaserne in Münster-Gremmendorf an diesen 
Standort.

Gemäß § 9 (2) Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. § 13 
Landesplanungsgesetz NRW (LPlG) wird der Öffentlichkeit 
und den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen 
Gelegenheit gegeben, während der Auslegungsfrist Stellung 
zu dem Planentwurf, der Begründung und zum Umweltbe-
richt zu nehmen. Die Planunterlagen der 26. Änderung des 
Regionalplans Münsterland werden in der Zeit vom 

25. Mai 2020 bis einschließlich 2. Juli 2020

an folgenden Stellen und zu folgenden Zeiten zu jedermanns 
Einsicht öffentlich ausgelegt: 

Bezirksregierung Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster 
Montag bis Donnerstag von 9.00 bis 16.00 Uhr 
Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr 
Tel. 0251/411-1628

Stadt Münster, Stadthaus 3, Albersloher Weg 33,  
48155 Münster  
Kundenzentrum Planen und Bauen (Erdgeschoss)  
Montag bis Mittwoch von 08:00 bis 16:00 Uhr  
Donnerstag von 08:00 bis 18:00 Uhr 
Freitag von 08:00 bis 13:00 Uhr 
Tel.: 0251/492-6195

Die Unterlagen können aufgrund der aktuellen Situation 
durch den Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) nur unter 
Vereinbarung eines Termins, während der Dienststunden, 
eingesehen werden. Zur Terminvereinbarung nehmen Sie 
bitte mit den genannten Behörden telefonisch Kontakt auf.

Zusätzlich können auf den Internetseiten der Bezirksregie-
rung Münster (www.brms.nrw.de/go/verfahren) die Verfah-
rensunterlagen eingesehen bzw. heruntergeladen werden. 

Sollte es Ihnen aufgrund der aktuellen Situation durch den 
Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) nicht möglich sein 
in die Unterlagen Einsicht nehmen zu können, wenden Sie 
sich bitte an die Bezirksregierung Münster unter der Tel.-
Nr.: 0251/411-1628, um für Sie eine individuelle Lösung zu 
finden.

Anregungen und Bedenken können innerhalb der Aus-
legungsfrist bis zum 2. Juli 2020 schriftlich, per E-Mail  
(regionalplanung@brms.nrw.de) oder zur Niederschrift bei 
der Bezirksregierung Münster als Regionalplanungsbehör-
de (Bezirksregierung Münster, Dezernat 32, Domplatz 1-3, 
48143 Münster) vorgetragen werden. Anregungen und Be-
denken können innerhalb der Auslegungsfrist auch bei der 
Stadt Münster schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden. Anregungen und Bedenken sollten den vollständi-
gen Namen und die Anschrift des Verfassers in leserli-
cher Form enthalten.

Hinweis: 
Dieser Ausgabe liegt kein Öffentlicher Anzeiger bei.
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 Wirkung vom 01. Juni 2020 zum bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Steinfurt XXXII 
bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

Im Auftrag 
� gez. Frank 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 258

115	� Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren - 9. BImSchV)

Bezirksregierung Münster	  
500-53.0031/19/0214598-0002/0001.V	  

Münster, den 30.04.2020 
		  Domplatz 1-3, 48143 Münster 

dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat der Firma Westfalen AG, 
Industrieweg 43, 48155 Münster mit Datum vom 28.04.2020 
eine Genehmigung mit folgendem verfügenden Teil erteilt:

„Hiermit erteile ich Ihnen gemäß §§ 4 und 6 Bundes-Im-
missionsschutzgesetz (BImSchG)1 , in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 und  Ziffer 9.1.1 (Verfahrensart G) des Anhangs 1 
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. 
BImSchV) sowie Ziffer 9.3.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV 
i.V.m. Nrn. 9 und 16 des Anhangs 2 der 4. BImSchV und 
Ziffer 9.3.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV i.V.m. Nrn. 17 
und 30 des Anhangs 2 der 4. BImSchV, die

Genehmigung

zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Lagerung, 
Abfüllung und zum Umschlag von Gasen einschließlich 
aller erforderlichen Nebeneinrichtungen entsprechend den 
unter III. Anlagedaten dieses Bescheides genannten Stoffen 
und Gemischen, Lagermengen, Behälter- bzw. Gebindegrö-
ßen, der Abfüllmengen sowie der Lager-/Abfüllorte, mit ei-
ner maximalen Lagermenge von

•	� 4.555,6 t entzündbaren Gasen, einschließlich 1350 t im 
Bestand, davon:

	 -	 2.850 t Flüssiggas

	 -	 1.600 t Kältemittel

	 -	 76,5 t Kohlenwasserstoffgase

	 -	 29 t technische Gase

	 -	� 0,1 t 1,3-Butadien einschließlich Gemischen mit 
Butadien

•	 35 t Ammoniak

•	 150 t Acetylen

•	 10 t Wasserstoff

•	 20 t Sauerstoff

•	 10 t oxidierende Gase

•	 3 t Chlor

•	 2 t Chlorwasserstoff

•	 2 t Schwefelwasserstoff

•	 10 t Schwefeldioxid

•	 5 t in Summe Kohlenmonoxid und Stickstoffmonoxid

Die Gesamtlagermenge an entzündbaren Gasen einschließ-
lich Acetylen und Wasserstoff, mit Ausnahme von 1,3 Buta-
dien, beinhaltet die Restmengen in auf dem Betriebsgelände 
befindlichen Leergutlagern einschließlich des Lagers für 
nicht benötigtes Leergut/TÜV-Flaschen.

Die eingegangenen Stellungnahmen werden in die nachfol-
gende Abwägung einbezogen. Der Regionalrat entscheidet 
abschließend, inwieweit den Anregungen und Bedenken 
gefolgt wird. Eine gesonderte Benachrichtigung erfolgt 
nicht. Die Änderung des Regionalplans wird nach Ab-
schluss des Verfahrens öffentlich bekannt gemacht. 

Eventuell entstehende Kosten, die bei der Einsichtnahme 
und / oder bei der Geltendmachung von Anregungen und 
Bedenken entstehen, können nicht erstattet werden.

Nach Ablauf der vorgenannten Frist für eine Stellungnahme, 
also nach dem 2. Juli 2020 sind alle Stellungnahmen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen (§ 9 Abs. 2 Satz 4 ROG).

Hat eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 2 Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) in einem Ver-
fahren zur Änderung eines Regionalplans Gelegenheit zur 
Äußerung gehabt, ist sie im Verfahren über den Rechtsbe-
helf nach § 7 Absatz 2 UmwRG mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen, die sie im Verfahren zur Änderung des Re-
gionalplans nicht oder nach den geltenden Rechtsvorschrif-
ten nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können (§ 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG).

Im Auftrag 
� gez. Annette Wilken 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 257-258

114	� Bestellung von bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegern (m/w/d)

Bezirksregierung Münster	 Münster, den 28. April 2020 
Dezernat 34	

34.02.02.02-A 9/2020

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 28. April 2020 Herrn Matthias Blömer 
mit Wirkung vom 01. Juni 2020 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reck-
linghausen XXXIII bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre 
befristet.

34.02.02.02-A 10/2020

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 28. April 2020 Herrn Ingo Böinghoff 
mit Wirkung vom 01. Juni 2020 zum bevollmächtigten Be-
zirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Stadt Münster 
XIV bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

34.02.02.02-A 11/2020

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 28. April 2020 Herrn Benjamin Buck-
stegge mit Wirkung vom 01. Juni 2020 zum bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis 
Recklinghausen IX bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre 
befristet.

34.02.02.02-A 12/2020

Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 28. April 2020 Herrn Ralf Kampa mit 1 Gesetzestexte und Fundstellen s. Anhang 2
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Daneben werden auf dem Betriebsgelände 60 t inerte tech-
nische Gase (H-Satz 280) sowie Lasergas (H-Sätze H 280, 
360D und 373) gelagert und umgeschlagen sowie bis zu 
1898,95 t inerte Kältemittel (H 280) gelagert, abgefüllt und 
umgeschlagen.

Die Anlage besteht aus den unter Kapitel 3.5 des Antrages 
genannten Anlagenteilen:

•	� 2 erdgedeckten Druckbehältern zur Lagerung von 
Flüssiggas, 2 Befüll- und Entleerstationen für Flüssig-
gas-Straßentankwagen, einer Flüssiggasflaschenfüll-
anlage inkl. Lagerflächen für Leer- und Vollgut, einem 
Anschluss an die bestehende Anlage zur Lagerung von 
Flüssiggas

•	� 10 erdgedeckten Druckbehältern zur Lagerung von Käl-
temitteln, 6 oberirdischen Druckbehältern zur Lagerung 
von inerten Kältemitteln, 2 Entladestationen für Kälte-
mittel-ISO-Container, einer Kältemittel/Kohlenwasser-
stoff-Flaschenfüllanlage inkl. Lagerflächen für Leer- 
und Vollgut

•	� einem Lager- und Umschlagbereich für technische Gase 
(Wasserstoff, Sauerstoff, oxidierende, entzündbare und 
inerte technische Gase)

•	� einem Lager- und Umschlagbereich für Acetylen inkl. 
Entflechtungsgebäude

•	� einem Lagergebäude für toxische Gase (Ammoniak, 
Schwefelwasserstoff, Chlor, Chlorwasserstoff, Schwe-
feldioxid, 1,3-Butadien, Kohlenmonoxid, Stickstoffmo-
noxid, Lasergas)

•	� zugehörigen Nebeneinrichtungen wie Kommissionier-
gebäude, Gebäude für die Ladekontrolle/Lagerver-
waltung, Elektroversorgungsgebäude, Fläche für nicht 
benötigtes Leergut/TÜV-Flaschen, TKW-/LKW-Stell-
plätzen und notwendigen Verkehrswegen

Die bisher an der Schiffslöschstelle betriebene TKW-Station 
wird demontiert.

Die bestehende Flüssiggaskugel inklusive der Schiffslösch-
stelle und des Pumpen- und Kompressorenstandes werden 
der neu zu errichtenden Anlage zugeordnet.

Die Lagerung und Abfüllung wird durch folgende Kriterien 
begrenzt:

1.	� Die Lagerung und Abfüllung darf nur unter den unter 
III. Anlagedaten dieses Bescheides genannten Vorgaben 
erfolgen.

2.	� Die Gesamtlagermenge in der BE 06 „Lager toxische 
Gase“ darf 57,1 t nicht überschreiten. Dabei dürfen die 
in der Tabelle angegebenen maximalen Lagermengen 
für die Einzelstoffe nicht überschritten werden.

3.	� Die Gesamtlagermenge an Kohlenmonoxid und Stick-
stoffmonoxid im Lager für toxische Gase darf 5 t nicht 
überschreiten.

4.	� Die Gesamtlagerkapazität von Flüssiggas in Flaschen 
im Voll- und Leergutlager einschließlich des Lagers für 
nicht benötigtes Leergut/TÜV-Flaschen darf 500 t nicht 
überschreiten.

5.	� Die Gesamtlagerkapazität von entzündbaren und inerten 
Kältemitteln in den erdgedeckten Lagerbehältern darf 
600 t nicht überschreiten.

6.	� Die Gesamtlagerkapazität von entzündlichen und iner-
ten Kältemitteln in Flaschen und Fässern darf im Voll- 
und Leergutlager einschließlich des Lagers für nicht 
benötigtes Leergut/TÜV-Flaschen 1.000 t nicht über-
schreiten.

7.	� Zugelassen wird die Lagerung, Abfüllung und der 
Umschlag von inerten/entzündbaren Kältemitteln, von 

Kohlenwasserstoffgasen, oxidierenden technischen Ga-
sen sowie inerten/entzündbaren technischen Gasen, die 
die unter III. Anlagedaten dieses Bescheides genannten 
Gefahrenmerkmale oder (objektiv) weniger gefährliche 
Merkmale der jeweils selben Gruppe besitzen.

8.	 Unzulässig ist die Lagerung von Oleum und Brom.

Die Anlage darf auf dem Grundstück Köstendeel 31 in 
48157 Münster (Gemarkung Sankt Mauritz, Flur 021, Flur-
stücke 653, 492, 238) errichtet und betrieben werden.

Die Anlage ist entsprechend der mit dieser Genehmigung 
durch Schnur und Siegel verbundenen Antragsunterlagen zu 
errichten und zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmun-
gen nichts anderes bestimmt ist.

Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmi-
gung.“

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsbe-
helfsbelehrung:

„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Münster erho-
ben werden.“

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides liegt in der Zeit 
vom 11.05.2020 bis einschließlich 25.05.2020 an folgenden 
Stellen aus:

1.	 Stadtverwaltung Münster, Kundenzentrum Planen und 
Bauen, Stadthaus 3, Albersloher Weg 33, 48155 Münster, 
Tel.-Nr.: 0251/492-6195

2.	 Bezirksregierung Münster, Dezernat 53, Zimmer N 
5011, Albrecht-Thaer-Str. 9, 48147 Münster, Tel.-Nr.: 
0251/411-0

Der Genehmigungsbescheid kann aufgrund der aktuellen 
Situation durch den Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) 
nur unter Vereinbarung eines Termins, während der Dienst-
stunden, eingesehen werden. Zur Terminvereinbarung neh-
men Sie bitte mit der jeweils zuständigen Behörde Kontakt 
auf.

Parallel zur Auslegung ist der Genehmigungsbescheid auch 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster (https://
www.bezreg-muenster.de/ > Umwelt und Natur > Immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren > Laufende 
Verfahren) verfügbar gemacht.

Sollte es Ihnen aufgrund der aktuellen Situation durch den 
Coronavirus (COVID-19/Sars-CoV-2) mit den oben ge-
nannten Veröffentlichungsorten nicht möglich sein in den 
Genehmigungsbescheid Einsicht nehmen zu können, wen-
den Sie sich bitte an die Bezirksregierung Münster unter der 
Tel.-Nr.: 0251/411-0, um für Sie eine individuelle Lösung 
zu finden.

Ich weise darauf hin, dass der Genehmigungsbescheid unter 
Auflagen zum Baurecht/Brandschutz, Immissionsschutz-
recht/Störfallrecht, Wasserrecht, Bodenschutzes, Natur-
schutzrecht, Arbeitsschutzrecht und Wasserstraßenrechtes 
ergangen ist.

Im Auftrag 
� gez. Kieper-Schnelle

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 258-259
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